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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die im Wege Gemeindebeſchluſſes ausgeſprochene Beſtreitung 

des Beſtandes einer auf beſonderem Titel beruhenden Verbindlich⸗ 

keit (Beitragsleiſtung für einen zweiten Pfarrgeiſtlichen) einer 

Gemeinde kann nicht als eine Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes 
der Gemeinde angeſehen werden. 

In Folge der im Laufe der Zeit zu Tage getretenen Noth⸗ 
wendigkeit, bei der Pfarre in A. einen zweiten Geiſtlichen zu beſtellen, 
haben ſich die beiden eingepfarrten Gemeinden A. und E. mittelſt Reverſes 
vom 29. September 1823 (Art. 17) verpflichtet, ſolange das Gemeinde⸗ 
vermögen es zuläßt und im Wege der Subſcription zur beſſeren Sub⸗ 
ſiſtenz eines Cooperators jährlich 300 fl. Conventionsmünze beizutragen 
und halbjährig an den jeweiligen Pfarrer abzuführen. 

Bei Gelegenheit der Feſtſtellung des Gemeindevoranſchlages 
pro 1873 hat jedoch der Gemeinde⸗Ausſchuß von A. in der Sitzung 
vom 18. Jänner 1872 beſchloſſen, ihren bisherigen Beitrag von 200 fl. 
vom 1. Jänner 1873 einzuſtellen, welcher Beſchluß aber über eine 
Vorſtellung des Pfarrers in der Gemeindeſitzung vom 6. Auguſt 1873 
dahin modificirt wurde, daß die Gemeinde dem gegenwärtigen 
Pfarrer den Jahresbeitrag von 200 fl. fortbezahlen wolle, ſolange 
derſelbe in A. als Pfarrer fungirt, daß aber bei einem Wechſel in der 
Perſon des Pfarrers der Beitrag für immer aufzuhören habe und 
hierüber ein ſchriftliches Uebereinkommen abgeſchloſſen werden ſolle. 

Das Pfarramt begnügte ſich jedoch hiemit nicht, ſondern beſchwerte 
ſich beim f. e. Ordinariate in W., welches die Beſchwerde befür⸗ 
wortend an die Statthalterei leitete. Dieſe übergab die Beſchwerde des 


Pfarrers der Bezirkshauptmannſchaft S. zur ſchleunigen Erhebung und 
eventuell Amtshandlung nach § 96 der Gem. ⸗Ord. und theilte derſelben 
die bezüglichen älteren Regierungsacten mit. 
| Auf Grund deſſen fand ſich die Bezirkshauptmannſchaft S. ver- 
‚ anlaßt, nach vorheriger Einvernehmung des Gemeindevorſtehers mit der 
Entſcheidung vom 11. Mai 1874, 3. 8893 den Gemeindebeſchluß 
vom 6. Auguſt 1873 in Anwendung des § 96 der Gem.⸗Ord. zu 
ſiſtiren und die Verhandlung der Statthalterei vorzulegen. Dieſe Ver⸗ 
fügung war damit motivirt, daß der Gemeinde⸗Ausſchuß angeſichts der 
oben eitirten Präcedentien mit dem Beſchluſſe vom 6. Auguſt 1873 
N Wirkungskreis überſchritten habe, weil es ſich um eine auf einem 
urkundlich erwieſenen Privatrechtstitel und auf rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidungen der Landesregierung beruhende Leiſtung handle, über welche 
der Gemeinde keine Beſchlußfaſſung und bezüglich deren der Gemeinde. 
nur zuſtehe, um deren gänzliche oder theilweiſe Aufhebung bei der 
Statthalterei einzuſchreiten, wenn ſie glaube, daß der im Reverſe vor⸗ 
geſehene Fall eingetreten oder überhaupt ihre Verpflichtung erloſchen ſei. 
Die Statthalterei hat hierauf im Einverſtändniſſe mit dem 
Landes⸗Ausſchuſſe unterm 1. Juli 1874 den obigen ſiſtirten Gemeinde⸗ 
beſchluß gemäß $ 96 Gem.⸗Ord. aufgehoben, weil auch fie der Anſicht war, 
daß die Gemeinde mit demſelben ihren Wirkungskreis überſchritten habe. 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 3. Februar 1876, 
8. 17.695 ex 1875 erkannt: „Das Miniſterium des Innern findet 
dem Recurſe der Gemeinde A. gegen die von der k. k. Statthalterei 
im Einverſtändniſſe mit dem Landes⸗Ausſchuſſe erfloſſene Entſcheidung 
vom 1. Juli 1874, womit der von der Bezirkshauptmannſchaft S. 
unterm 11. Mai 1874 ſiſtirte Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
vom 6. Auguſt 1873, betreffend die Weigerung der ſerneren Leiſtung 
eines Suſtentationsbeitrages für den bei der Pfarre A. beſtellten Coo⸗ 
perator, im Grunde des § 96 der n.⸗ö. Gem.⸗Ord. vom Jahre 1864 
aufgehoben worden iſt, Folge zu geben und auszusprechen, daß weder 
die Siſtirung noch die Aufhebung des obigen Gemeindebeſchluſſes in 
dem § 96 der Gem.⸗Ord. ihre gefetzliche Begründung findet, weil in 
der mit dem Gemeindebeſchlufſſe vom 6. Auguſt 1873 reſpective vom 
18. Jänner 1872 ausgeſprochenen Nich tanerkennung der Verpflichtung 
der Gemeinde A. zur Leiſtung des fraglichen Beitrages keineswegs 
eine Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes der Gemeinde, ſondern ledig⸗ 
lich die Beſtreitung des Beſtandes einer Verbindlichkeit erblickt werden 
kann, gegen welche Beſtreitung dem Pfarramte freiſtand, die zuſtändige 
civilgerichtliche oder adminiſtrative Entſcheidung zu provociren. Nachdem 
das Pfarramt in der That gegen obige Gemeindebeſchlüſſe den Schutz 
der Behörde angeſucht hat, ſo wäre deſſen Beſchwerde nicht zum An⸗ 
laſſe zu nehmen geweſen, mit einer Siſtirung und Aufhebung des 
Beſchluſſes nach § 96 vorzugehen, ſondern hätte die Streitfrage nach 
dem in den 88 55 und 56 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 
des R. G. Bl. vorgezeichneten Inſtanzenzuge meritoriſch zur Austragung 
gebracht werden ſollen. Hiernach wird einvernehmlich mit dem k. k. 
Miniſterium für Cultus und Unterricht die k. k. Statthalterei auf⸗ 


gefordert, rückſichtlich der erwähnten Beſchwerde des 
inſtanzmäßige Entſcheidung zu veranlaſſen.“ 
Bemerkung des Einſenders: 
Da die Gemeindewirthſchaft unbeſtrittenermaßen zu dem natür⸗ 
lichen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört, kann einer Gemeindever⸗ 
tretung nicht verwehrt ſein, ſich über den aufrechten Beſtand angeblicher 
Gemeindeverbindlichkeiten ſchlüſſig zu machen; es kann ihr ebenſowenig 
verwehrt ſein, Verbindlichkeiten, welche ſie nicht für begründet oder 
welche ſie für entfallen hält, von ſich zu weiſen, und es iſt nur die 
Conſequenz eines derartigen Beſchluſſes, wenn die betreffende Zahlung 
aus dem Gemeinde-Präliminare ausgeſchieden wird. Bei alle dem 
kommt eine Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes nicht vor und es kann 
eine ſolche auch aus dem Geſichtspunkte, daß die Entſcheidung über den 
Beſtand der Verbindlichkeit dem Richter oder der politiſchen Behörde 
zuſteht, nicht angenommen werden, wie ja auch dem Privaten ein Ein⸗ 
griff in die richterliche Gewalt nicht zur Laſt gelegt werden kann, 
wenn er bis zur ordnungsmäßigen Entſcheidung eine als unbegründet 
erachtete Zahlung nicht leiſtet. 


Pfarramtes die 


Die Anordnung der kaiſerl. Verordnung vom 48. Februar 1860, 

R. G. Bl. N. 5, daß Israeliten das mit dem Kirchen- und 

Pfründen-Patronate verbundene Mecht der Prafentation für eine 

Pfarre nicht ausüben können, iſt durch Art. au des Staatsgrund⸗ 

geſetzes v. 28. Dec. 186%, NR. G. Bl. Nr. 242 nicht hinfällig 
geworden. 

Das Patronat bezüglich der Kirche und der Pfarre in D. ſteht 
den vier Dominien Ober⸗Dom, Nieder⸗Dom, Ober⸗Toſch, und Nieder⸗ 
Toſch zu. Die jeweiligen Beſitzer dieſer vier Güter üben das Präſenta⸗ 
tionsrecht für die Pfarre in D. per turnum aus. Die Reihe, auf die 
gegenwärtig erledigte Pfarre in D. zu präſentiren, kam auf den Guts⸗ 
beſitzer von Nied.⸗Dom, L. K. Da derſelbe israelitiſchen Glaubensbe⸗ 
kenntniſſes iſt, jo wurde ihm dieſes Recht Seitens des fürſtb. General⸗ 
Vicariates in T. ſtrittig gemacht. L. K. bat daher die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in T. um Anerkennung des ihm in feiner Eigenſchaft als 
Gutsbeſitzer von Nieder⸗-Dom und als (Mit⸗) Patron der Kirche und 
Pfründe in D. zuſtehenden Präſentationsrechtes auf die Pfarre in D. 

In Gemäßheit des § 33 Abſatz 2 des Geſetzes vom 7. Mai 
1874 (R. G. B. Nr. 50) wurde Bittſteller von der Bezirkshaupt⸗ 
manuſchaft unterm 17. März 1876, 3. 3257 auf den ordentlichen 
Rechtsweg verwieſen, da es ſich in dem vorliegenden Falle um die 
Frage, wem das Pfründenpatronat zukommt, handelt. Die Bezirkshaupt⸗ 
maunſchaft ging nämlich von der Anſicht aus, daß es ſich hier nicht 
um die Frage, ob die Pfründe in D. einem Patronate unterliegt oder 
nicht, in welch letzterem Falle das freie Beſetzungsrecht des Biſchofs 
eintreten würde (Abſatz 1 des § 33), ſondern um die Frage, ob das 
Pfründenpatronat, beziehungsweiſe das demſelben anklebende Präſenta⸗ 
tionsrecht dem L. K. oder dem Fürſtbiſchof zukommt (Abſatz 2 des 8 33), 
handelt, daß ſomit die Frage, ob die Pfründe in D. einem Patronate unter⸗ 
liegt, nicht ſtrittig iſt und nur in Frage ſteht, wem das Pfründenpatronat 
und beziehungsweiſe das damit verbundene Präſentationsrecht zuſteht. 

Ueber den von L. K. gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Recurs, 
in welchem derfelbe die Competenz der politiſchen Behörden zur Ent⸗ 
ſcheidung dieſes Strittes aus dem Abſ. 1 des § 33 ableitet und her⸗ 
vorhebt, daß es ſich hier um die Frage handelt, „ob das israelitiſche 
Glaubensbekenntniß einen öſterreichiſchen Staatsbürger von der Aus⸗ 
übung des Präſentationsrechtes ausſchließt oder nicht“ — hat die Lan⸗ 
desregierung mit dem Erlaſſe vom 31. März 1876, 3. 2747 den 
Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft aufgehoben, „weil es ſich in dem 
vorliegenden Falle keineswegs um die Frage, wem das Patronat bezüg⸗ 
lich der Kirche und Pfarre in D. zukomme, ſondern um die beſtrittene 
Frage handelt, ob L. K. als Israelit das mit dem ihm zukommenden 
Kirchen⸗ und Pfründen⸗Patronate verbundene Recht der Präfentation 
für die Pfarre in D. ausüben darf oder nicht“. Gleichzeitig hat die 
Landesregierung dieſe Frage verneint und dem Recurrenten die Ve⸗ 
rechtigung zur Ausübung des in Rede ſtehenden Präſentationsrechtes 
nicht zuerkannt, „weit derſebe israelitiſcher Religion iſt und gemäß der 
nach § 32 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 noch immer in Kraft ſte⸗ 
henden kaiſerl. Verordnung vom 18. Februar 1860 (R. G. B. Nr. 45) 
in dem Falle, wo das Patronat einem Israeliten zuſteht, die Aus⸗ 
übung der Patronatsrechte auf die Dauer des Patronatsbeſitzes des 
Israeliten ſuspendirt iſt.“ 
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In dem Miniſterialrecurſe beſtreitet L. K. die Giltigkeit der kaiſ. 
Verordnung vom 18. Februar 1860 indem er behauptet, daß dieſe 
Verordnung mit dem Artikel 14 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867 (R. G. Bl. Nr. 142), im Widerſpruche ſteht, daher 
nach dem Rechtsgrundſatze „lex posterior derogat priori“ dieſe Ver⸗ 
ordnung durch das letztere Geſetz aufgehoben iſt. Recurrent ſtützt ſein 
Recht zur Ausübung des Präſentationsrechtes auf dieſes Staatsgrund⸗ 
geſetz und begründet dies damit, daß das Patronats⸗ und das Präſen⸗ 
tationsrecht in die Kategorie der, durch den Artikel 14 des bezogenen 
Staatsgrundgeſetzes geſchützten, vom Glaubensbekenntniſſe des Beſitzers 
unabhängigen bürgerlichen und politiſchen Rechte gehört und als ein 
ſolches vom a. b. G. B. ($ 1471) anerkannt und berückſichtiget iſt. 
Recurrent behauptet, daß die Ausübung des Patronats⸗ und Präſen⸗ 
tationsrechtes ganz unabhängig von der Confeſſion des Berechtigten iſt, 
und daß, wenn die kaiſ. Verordnung vom Jahre 1860 noch zu Recht 
beſtehen würde, ihm auch die Ausübung des Patronatsrechtes verwei⸗ 
gert werden müßte, was jedoch bisnun nicht erfolgte, im Gegentheile 
ſein Patronatsrecht von den gerichtlichen, politiſchen und geiſtlichen Be⸗ 
hörden wiederholt anerkannt worden iſt. 

Mit dem Erlaſſe vom 28. Mai 1876, Z. 6534 hat das Mini⸗ 
ſterium ſür Cultus und Unterricht dem Miniſterialrecurſe des L. K. in 
dem Anbetrachte keine Folge gegeben, „daß der 8 14 des Staats⸗Grund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867, auf den ſich der Beſchwerdeführer 
hauptſächlich ſtützt, auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar iſt, 


indem das Patronatsrecht als ein Inbegriff von Beſugniſſen zu gewiſſen 


kirchlichen Acten und von Anſprüchen auf beſtimmte kirchliche Ehren⸗ 
rechte, obſchon von der ſtaatlichen Geſetzgebung und Verwaltung vielfach 
berückſichtiget, als bürgerliches oder politiſches Recht im Sinne dieſes 
Staats⸗Grundgeſetzes nicht aufgefaßt werden kann, und ſonach die kaif. 
Verordnung vom 18. Februar 1860 (R. (J. Bl. Nr. 45) zu den 
Vorſchriften gehört, welche nach S 32 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 
(R. G. Bl. Nr. 50) bis zur geſetzlichen Regelung der Patronats⸗ 
verhältniſſe in Geltung zu bleiben haben“. Rg. 


Auf Grund ner ſteuerämtlichen Beſtätigung daß der Kläger eine 

Steuer ſtatt des Geklagten berichtigt habe, kann dem Letzteren der 

Erſatz derſelben im Wege des Mandatsverfahres nicht aufgetragen 
werden. 

In der von Clemens R. gegen Beruſch H. wegen Erſatzes von 
1320 fl. 95 kr. öſt. W. überreichten Klage wurde vom Kläger zur 
Darthuung ſeiner Forderung, welche er aus dem Rückerſatzrechte für 
angeblich ſtatt des Geklagten als ehemaligen Eigenthümer der Güter N. 
für die Zeit vom 15. Mai 1864 bis Ende December 1873 im ein⸗ 
geklagten Betrage gezahlte Grundſteuern ableitet, ein Certificat des k. k. 
Steueramtes in P. beigebracht, in welchem nicht nur die Summe und 
die Zeit, ſür welche, ſo wie das Steuerobject, von welchem die Steuer 
gezahlt wurde, ſondern auch gleichzeitig beſtätigt wird, daß dieſe Grund⸗ 
ſteuer vom Kläger Clemens R. ſtatt des Belangten Beruſch H. bezahlt 
worden iſt und auf Grund dieſes Certificates als einer öffentlichen 
Urkunde, nach 8 1 der J. M. Vdg. vom 18. Juli 1859 um Er⸗ 
laſſung eines Zahlungsbefehls gebeten. 


Das k. k. K. G. in Zloczow hat mit Beſcheid vom 28. Novem⸗ 
ber 1874, Z. 12.129, dieſem Geſuche willfahrend, den vom Kläger 
gewünſchten Zahlungsbefehl erlaſſen. 

Ueber den Recurs des Geklagten hat aber das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht in Lemberg mit Entſcheidung vom 24. Febr. 1875, 3. 3273, 
den erſtrichterlichen Beſcheid abgeändert und verordnet, daß die er⸗ 
wähnte Klage dem Geklagten um ſeine binnen 30 Tagen zu erſtattende 
Einrede mitzutheifen ſei, denn, damit ein Zahlungsauftrag nach 8 1 
der k. Vdg. vom 21. Mai 1855, rückſichtlich nach S 1 der J. M. 
Vdg. vom 18. Juli 1859 erlaſſen werden könne, muß die Forderung 
des Klägers durch die daſelbſt näher beſchriebene Urkunde be⸗ 
wieſen ſein. ö 

Damit eine Urkunde als eine öffentliche, gegen Jedermann be⸗ 
weismachende angeſehen werde, muß ſie von einer zur Ausſtellung 
ſolcher Urkunden berufenen Amtsperſon oder Amte ausgeſtellt ſein; daß 
aber k. k. Steuerämter zur Ausſtellung von Certificaten darüber, daß. 
Jemand ſtatt eines anderen hiezu Verpflichteten, Steuern gezahlt habe, 
nicht berufen ſind, und auch nach der Natur der Sache hiezu nicht be⸗ 


rufen fein können, iſt für Jedermann, der den Zweck und die Wirkſam⸗ 
keit eines k. k. Steueramtes kennt, zweifellos, und ergibt ſich ſchon aus 
der Betrachtung, daß der Ausſpruch, Jemand habe ſtatt eines Anderen 
gezahlt, eine Judicatur enthält, welche ſich erſt aus der Erwägung an⸗ 
derer Thatſachen ergeben kann und derſelbe ein Erkenntniß über Privat⸗ 
rechte in ſich enthält. Zu einer ſolchen Thätigkeit iſt aber ein Steuer⸗ 
amt nicht berufen und wenn es ſich ſolche aus Irrthum anmaßt, 
ſo kann ſeine Amtshandlung als eine öffentliche nicht angeſehen werden. 

Demzufolge kann im Grunde dieſes Certificates der Rückerſatz der 
geſorderten Steuern nicht ſoſort aufgetragen, ſondern muß vorerſt nach 
§ 3 der k. Bg. v. 21. Mai 1855, Nr. 95, das anderweitige ordent⸗ 
liche Verfahren, hier das ſchriſtliche, eingeleitet werden. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Ent cheidung vom 8. Juni 
1875, 3. 6134 dem Reviſionsrecurſe des Clemens R., mit. Ver⸗ 
weiſung des Recurrenten auf die Gründe der o. g. Entſcheidung keine 
Folge zu geben befunden, zumal die Beſtätigung des Steueramtes über 
den Umſtand, daß der Recurrent die betreffenden Steuerbeträge ſtatt 
des Beruſch H. bezahlt habe, nicht allein die dem Steueramte zu- 
ſtehende Beſcheinigung der einfachen Thatſache, daß die gedachten 
Steuerbeträge bezahlt, und daß ſie vom Recurrenten bezahlt wurden, 
enthält, ſondern auch den ein beſtehendes Privatrechtsverhältniß moti⸗ 
virenden Anhang umfaßt, daß der Recurrent die gedachten Steuern 
ſtatt des Beruſch H. bezahlt habe, alſo das auf den 8 1042 b. G. B. 
gegründete Rechtsverhältniß des im Namen eines Anderen geleiſteten, 
dem Letzteren obliegenden Aufwandes conſtatiren fol, eine Certificirung, 
welche weit über die Amtszuſtändigkeitsſphäre des Steueramtes hinaus⸗ 
geht. Mit Recht hat daher das k. k. O. L. G. den erlaſſenen erſtrichterlichen 
Zahlungsbefehl behoben, zumal überdies die beigebrachte öffentliche Ur⸗ 
kunde eine dem Beruſch H. obliegende Verpflichtung nicht enthält, und 
es kann auch dem in dem Reviſionsrecurſe geſtellten Begehren, damit 
über die gedachte Klage ſtatt des vom O. L. G. verordneten ſchrift⸗ 
lichen Verfahrens das im Sinne des § 397 der g. G. O. und des Hfd. 
vom 25. Mai 1839, 3. 16.699 vorgeſehene mündliche Verfahren 
eingeleitet werde, keine Folge gegeben werden, weil in der Klage um 
Einleitung dieſes von beſonderen Conſequenzen begleiteten Verfahrens 
nicht angeſucht wurde und überdies eben die Frage über den Umfang der 
Glaubwürdigkeit der Klagsbeilage A. den Anlaß zu den abweichenden 
Entſcheidungen der Untergerichte gegeben hat. 


Gottesläſterung. — Vereinbarkeit des § 122 lit. a St. G. mit dem 
Artikel 42 des Stgatsgrundgeſetzes vom 22. December 186% („die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei“). 

Der 20jährige D. N., Hörer der Medicin im erſten Jahre, 
hatte im Jänner d. J. im Leſezimmer eines Gewerbevereines vor etwa 
zwanzig Perſonen einen Vortrag über die Entſtehung des Menſchen 
gehalten und dabei mehrfache Gottesläſterungen ausgeſprochen. Das Lan⸗ 
desgericht in Wien verurtheilte ihn deshalb über Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft wegen des im 8 122 lit. a St. G. bezeichneten Verbre⸗ 
chens zu ſechswöchentlichem Kerker. Gegen dieſes Urtheil brachte fein 
Vertheidiger die Nichtigkeitsbeſchwerde ein und ſtützte dieſelbe auf deu 
§ 281, 3. 9 lit. a und Z. 10 St. P. O. 

Bei der Verhandlung, welche hierüber am 2. October d. J. vor 
dem k. k. Caſſationshofe ſtattfand, führte der Vertheidiger die Beſchwerde 
dahin aus, daß nach dem Art. 13 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. 
December 1867, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger Jeder⸗ 
mann das Recht habe, ſeine Meinung frei zu äußern, und daß nach 
Art. 17 desſelben Staatsgrundgeſetzes die Wiſſenſchaft und ihre Lehre 
frei ſei; der Verurtheilte habe einen wiſſenſchaftlichen Vortrag über die 
Entſtehung des Menſchen gehalten, und wenn er dabei zu Folgerungen 
gekommen ſei, welche die Exiſtenz Gottes ausſchließen, ſo könne er des⸗ 
wegen nicht zur Verantwortung gezogen werden. Der § 122 lit. a 
St. G. müſſe als durch das Staatsgrundgeſetz alterirt angeſehen werden, 
da jeder Staatsbürger ſich ohneweiters confeſſionslos erklären könne. 
Schon vor Erlaſſung des Staatsgrundgeſetzes ſei in philoſophiſchen und 
naturwiſſenſchaftlichen Werken die Exiſtenz Gottes in Frage geſtellt 
worden, und doch wurden ſolche Werke in Oeſterreich anſtandslos ver⸗ 
breitet, auf Univerſitäten ſogar darnach vorgetragen. Der Verurtheilte 
habe niemals die Abſicht gehabt, Gott zu läſtern, und die von ihm 
gebrauchten Ausdrücke können nur als kritiſche Bemerkungen über den 
Begriff Gottes angeſehen werden. Die dem Verurheilten zur Laſt ge⸗ 
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legte That ſei daher 
behandelt worden. 

Der Generalprocurator äußerte ſich hierüber im Weſentlichen wie 
folgt: „Gott läſtern heißt im Sinne des Strafgeſetzes: dem höchſten 
Weſen durch den Vorwurf grober Unvollkommenheiten, unwürdiger Ei⸗ 
genſchaften oder ſonſt durch Schmähung, Verſpottung, Beſchimpfung 
abſichtlich und auf Anderen erkennbare Weiſe Verachtung bezeigen. 
Allerdings kann die Gottheit durch Läſterungen nicht beleidigt, nicht er⸗ 
niedrigt werden; aber das religiöſe Bewußtſein von Staatsbürgern 
wird dadurch verletzt und die Religion, eine der Grundlagen ihrer 
Wohlfahrt (8 139 a. b. G. B.), untergraben. Das Landesgericht hat 
nun feſtgeſtellt, daß der Beſchwerdeführer aus Anlaß eines Vortrages 
über die Entſtehung des Menſchen ſich nebenher Aeußerungen über 
Gott erlaubte, wie: ein Schwarzkünſtler⸗Gott; ein Tyrann, von dem 
alle Unmoralität abſtammt; das Urbild eines Despoten, der eine Welt 
ſchuf, um ſich an den Plagen und viehiſchen Mühen des arbeitenden 
Volkes zu ergötzen u. ſ. w. Dieſe Ausdrücke, welche die Zunge nachzu⸗ 
ſprechen ſich ſcheut, ſind offenbar Gottesläſterungen, dies bedarf keines 
Beweiſes. Das Landesgericht hat aber auch die böſe Abſicht von Seite 
des Angeklagten als vorhanden angenommen und ausgeſprochen, daß 
es demſelben darum zu thun war, das höchſte Weſen und die Religion 
verächtlich zu machen. Der Thatbeſtand des § 122 lit. a St. G. it 
daher objectiv und ſubjectiv vorhanden. Daß aber dieſe ſtrafgeſetzliche 
Beſtimmung ihre Wirkſamkeit durch das angerufene Staatsgrundgeſetz 
nicht verloren hat, unterliegt keinem Zweifel; dieſelbe iſt vom Geſetz⸗ 
geber niemals widerrufen worden, und das dem Staatsgrundgeſetze 
nachgefolgte Geſetz vom 25. Mai 1868, 3. 49 R. G. Bl., welches 
im Art. 7 die lit. c und einen Theil der lit. d des § 122 St. G. 
aufhob, hat eben durch die partielle Aufhebung den übrigen Theil 
dieſes Geſetzesparagraphen indirect beſtätigt. 

Der Beſchwerdeführer beruft ſich zu ſeiner Rechtfertigung auf den 
Art. 17 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, wornach 
die Wiſſenſchaft und ihre Lehre frei ſei; das Landesgericht habe ſelbſt 
anerkannt, daß er die fraglichen Aeußerungen über Gott bei Abhaltung 
eines Vortrages nur nebenher gemacht habe, dieſelben waren daher 
ſtrafloſe Schlußfolgerungen aus dem von ihm behandelten Thema. 
Dieſer Argumentation liegt eine grobe Selbſttäuſchung zu Grunde. 
Allerdings iſt die Wiſſenſchaft und ihre Lehre nach dem Staatsgrund⸗ 
geſetze frei. Für den forſchenden und erkennenden Geiſt gibt es nach 
demſelben keine durch das Strafgeſetz gehüteten dogmatiſchen Schranken. 
Mit den Sätzen, welche der Forſcher als Reſultate ſeines Denkens 
ausspricht, hat die Strafjuſtiz deswegen nicht zu thun, weil dieſelben 
etwa mit den Glaubenslehren einer anerkannten Kirche oder Religions⸗ 
genoſſenſchaft nicht im Einklange ſtehen. Die Wiſſenſchaft darf ihre 
kritiſche Sonde auch an confefſionelle Glaubensſätze legen und die 


mit Verletzung des Geſetzes als ein Verbrechen 


Uebereinſtimmung derſelben mit den Ausſprüchen der Vernunft prüfen. 
Allein ſolche Unterſuchungen, welche die Philoſophie oder Naturwiſſen⸗ 
ſchaft anſtellt, ſind nach Grund und Zweck weit verſchieden von den 
Blasphemien, welche dem Nichtigkeitswerber zur Laſt fallen. Es liegt 
überhaupt kein Anhaltspunkt zur Beurtheilung vor, ob derſelbe ein 
Adept der Wiſſenſchaft iſt, welchem Zweige des Wiſſens ſeine Geiſtes⸗ 
arbeit gilt, ob ihm ein Anſpruch zuſteht, mit Naturforfchern, wie der 
von ihm genannte Büchner, auf eine Linie geſtellt zu werden. Gewiß 
hingegen iſt es, daß die Ausdrücke, deren er ſich über Gott bediente, 
nicht das Ergebniß wiſſenſchaftlicher Forſchung bilden. Nicht die philo⸗ 
ſophiſche Zergliederung und Unterſuchung des Gottesbegriffes hat ihn 
von Schluß zu Schluß zu jenen Ausdrücken geführt, fondern dieſe ſtellen 
ſich als rhapſodiſche Ausbrüche der Rohheit dar und haben mit dem 
Ernſte und der Würde wiſſenſchaftlicher Forſchung nichts gemein. Es 
ſind eben Läſterungen, welche bei Gelegenheit eines Vortrages neben⸗ 
bei wie Ausſatz abfielen, nicht aber kogiſche Folgerungen eines Denkers. 
— Wenn der Beſchwerdeführer die Abſicht, mit jenen Aeußerungen 
Gott zu läſtern, in Abrede ſtellt, ſo muß bemerkt werden, daß das 
Landesgericht die böſe Abſicht als erwieſen angenommen hat. Ob aber 
die böſe Abſicht vorhanden ſei, gehört zur Thatfrage, wird vom Erkennt⸗ 
nißgerichte endgiltig entſchieden und kann im Cafſationswege nicht mehr 
beſtritten werden. — Die Nichtigkeitsbeſchwerde iſt daher als unbe⸗ 
gründet zu verwerfen.“ 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Erkenntniß vom 2. October d. 
J., Z. 5317, die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen. „Nach dem feſt⸗ 
geſtellten Thatbeſtande hat ſich D. N. bei einem Anfangs Jänner 1875 
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hier in Wien im Leſezimmer des Gewerbevereines der Metallarbeiter- 
ſchaft Wiens vor etwa 18—20 Perſonen nach einem vorliegenden 
Manuſcripte gehaltenen Vortrage Aeußerungen über Gott erlaubt, wie 
ſie herabwürdigender, verächtlicher und gehäſſiger kaum erdacht werden 


könnten, daher dieſelben als die dem höchſten Weſen ſchuldige Achtung. 


gröblich verletzend und dem Begriffe der Heiligkeit Gottes geradezu 
Hohn ſprechend unzweifelhaft als Läſterungen anzuſehen ſind. 

Das k. k. Landesgericht hat als erwieſen angenommen, daß die 
Abſicht des D. N. darauf gerichtet war, das höchſte Weſen und jede 
Religion verächtlich zu machen. Wenn behauptet wird, die böſe Abſicht 
entfalle, weil der Vortrag des N. eigentlich die Entſtehung des Menſchen 
zum Gegenſtande gehabt habe, nach den Staatsgrundgeſetzen aber die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre frei ſei und es Jedermann freiſtehe, an 
Gott zu glauben oder nicht, ſo findet die Einwendung damit ihre 
Widerlegung, daß Schimpfworte und Schmäh ungen gar nicht 
zur Wiſſenſchaft und ihrer Lehre gehören, daß die ſtaatliche 
Freiheit in den Strafgeſetzen ihre nothwendige Beſchränkung findet, 
daß auch nach Erlaſſung der angerufenen Staatsgrundgeſetze die Be⸗ 
ſtimmung des § 122 lit. a St. G. aufrechterhalten wurde und daß es 
etwas ganz Verſchiedenes iſt, keine Religion zu haben 
oder ſie zu ſtören. Wenn endlich geltend gemacht werden will, daß N. 
nicht im Sinne haben konnte, ein nach ſeiner und ſeiner Zuhörer Anſchau⸗ 
ung nicht exiſtirendes Weſen herabzuwürdigen, ſo ergibt ſich die Haltloſigkeit 
dieſer Einſtreuung aus der Betrachtung, daß es nach $ 122 lit. a 
St. G. auf die Religiofität der Zeugen einer Läſterung 
fo wenig als auf das Glaubens bekenntniß des Läſterers 
ankommt, und daß übrigens der Eiſer des N., womit er Gott, wie 
die Religion ſich ihn vorſtellt, als verabſcheuungswürdig hinzuſtellen 
ſuchte, ohne den Zweck, die Zuhörer zu dieſer Anſchauung zu bringen 
oder darin zu beſtärken, wohl nicht erklärbar wäre“. Jur. Bl. 


Zur Frage über das Eigenthumsrecht auf das Vermögen aufge: 
löſter Innungen. 


Mit dem Ausſpruche der Grundentlaſtungs⸗Bezirks⸗Commiſſion 
in T. ddo 1. Jänner 1851, wurde das Fleiſchbankgebäude in T. der 
Fleiſcherzunft in T. ins Eigenthum zugewieſen. 

Dieſes Gebäude bildet bis nun kein Grundbuchsobject. 

Behufs Erlangung einer beſonderen Einlage im Grundbuche und 
Ermöglichung der Veräußerung des fraglichen, gegenwärtig unbenützt 
ſtehenden Gebäudes, ſind die Fleiſcher in T. F. D. und F. S. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft in T. um Ausfertigung der Beſtätigung, daß 
die in ihrer Eingabe genannten 24 Mitglieder der aufgelösten Fleiſcher⸗ 
zunft in T. Miteigenthümer dieſes Fleiſchbankgebäudes ſind, einge⸗ 
ſchritten. Mit dem Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft vom 13. April 
1876, 3. 4064 wurde dieſem Anſuchen nicht willfahrt, beziehungs⸗ 
weiſe die angeſuchte Beſtätigung nicht ausgefertigt, „weil nach 8 130 
der Gewerbeordnung v. 20. December 1859 das Vermögen aufgelös⸗ 
ter Innungen, falls dieſelben in eine neue Genoſſenſchaft nicht übergehen ), 
der Gemeinde, in welcher die Innung ihren Sitz hatte, zufällt und 
falls die Stadtgemeinde T. auf dieſes Vermögen verzichten ſollte, der 
diesfällige Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes von der Landesvertretung 
genehmigt ſein müßte“. Nachdem gegen dieſen Beſcheid die Berufung. 
nicht ergriffen wurde, fo iſt derſelbe rechtskräftig geworden. R- g. 


Zur Min.⸗Vdg. v. 7. Juli 1860, N. G. Bl. Nr. 172. Streitig⸗ 
keiten wegen Aufſtellung von Schiffmühlen gehören vor die poli⸗ 
tifchen und nicht vor die Gerichtsbehörden. 

In der Proviſorialangelegenheit der Gemeinde Alt⸗Z., d. h. ihres 
Gemeindevorſtandes G. K. gegen mehrere Inſaſſen der Gemeinde we⸗ 
gen Beſitzſtörung der am rechten Ufer des Pruthfluſſes gelegenen Schot⸗ 
terbank und reſp. der daſelbſt befindlichen Schiffmühlen, hat das k. k. 
Bezirksgericht Sadagora mit Beſcheid vom 4. September 1874, 
3. 10.166, die Klägerin im ruhigen Beſitze des Grundes der Schiff⸗ 
mühlen erhalten, den Geklagten jede weitere Störung des Grundes 
unter Strafe von 100 fl. unterſagt und denſelben aufgetragen ihre da⸗ 
ſelbſt errichteten Schiffmühlen von dem Streitobjecte wegzuſchaffen und 
der Klägerm die Streitkoſten zu erſetzen. — Gründe: 


*) Iſt bei dieſer Fleiſcherzunft der Fall. 
Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


„Die Belangten haben ſowohl den letzten factiſchen Beſitz der 
Klägerin, wie auch das Factum der erfolgten Störung desſelben einge⸗ 
ſtanden, behaupten aber, daß fie im Grunde des der Aeußerung beige— 
legten Beſcheides des Stadtmagiſtrats Czernowitz vom 26. Juli 1874, 
zur Errichtung ihrer zwei Schiffmühlen auf dem ſtreitigen Grunde an⸗ 
gewieſen wurden. Wird aber erwogen, daß Belangte die Umſtände, wo⸗ 
nach ſie den gegenwärtigen Standort ihrer Mühlen in den Jahren 1870 
bis zum 1. Mai 1874 gepachtet und nach mündlicher Aufkündigung 
dieſes Vertrages mit Anfang des Monates Mai 1874 ſich von den 
gepachteten Standörtern auch entfernt haben, zugegeben haben, ſo können 
die Belangten ſich nicht auf die Weiſung des Stadtmagiſtrates berufen, 
zumal ſie eingeſtanden, daß die klagende Gemeinde im Beſitze des 
ſtreitigen Grundes iſt, und aus dem erwähnten Beſcheide der Czerno⸗ 
witzer Stadtgemeinde nicht zu erſehen iſt, ob der Stadtmagiſtrat den⸗ 
ſelben den gegenwärtigen Standort auch wirklich angewieſen, welchen 
Umſtand die Belangten nicht einmal behaupten.“ 

Das k. k. Lemberger Oberlandesgericht hat aber über Recurs der 
Belangten mit Entſcheidung vom 21. October 1874, Z. 24.402, das 
erſtrichterliche Erkenntniß ſammt der ganzen Verhandlung aufgehoben 
und aufgetragen, die Proviſorialbeſchwerde den Klägern rückzuſtellen, 
denn nach der Miniſt.⸗Vdg. vom 7. Juli 1860 und dem für die Bu⸗ 
kowina erlaſſenen Waſſergeſetze vom 6. März 1873 gehören Streitig⸗ 
keiten wegen geſtörten Beſitzes von Waſſerwerken vor die politiſchen und 
nicht vor die Gerichtsbehörden, weßhalb das recurrirte Erkenntniß und 
die Verhandlung nichtig iſt und aufgehoben werden muß. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat auch mit Entſcheidung vom 
7. März 1876, Z. 2651 nach vorläufig mit der k. k. Landesregie⸗ 
rung in Czernowitz gepflogenem Einvernehmen, den Reviſionsrecurs 
der Gemeinde Alt⸗Z. abgewieſen, „weil es ſich im vorliegenden Falle 
um die Aufſtellung von Schiffmühlen und deren Anheftung an eine 
Schotterbank, welche im Sinne des § 2 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 
6. März 1873 für die Bukowina Beſtandtheil des flößbaren Pruth⸗ 
fluſſes, alſo öffentliches Gut iſt, handelt, daher nach § 70 des bezoge⸗ 
nen Geſetzes hier die politiſche Behörde zur Unterſuchung und Entſchei⸗ 
dung zuſtändig iſt“. Ger.⸗H. 


Notiz. 

(Zum Verfahren in Waſſerrechtsſtreitigkeiten.) Die Landes⸗ 
regierung von Krain ſprach unterm 12. April 1876, Z. 1057, anläßlich eines 
Falles aus, daß der Sachverſtändigenbefund, welchen die erſte Inſtanz (Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft) dem Erkenntniſſe zum Grunde lege, in der Regel bei der 
Localverhandlung ſelbſt abgegeben und den Parteien mitgetheilt, aber nicht erſt 
nachträglich eingeholt werden ſolle, und daß, wenn ausnahmsweiſe Umſtände die 
ſofortige Abgabe des Befundes ſeitens der Sachverſtändigen unthunlich machen, 
jedenfalls die Verhandlung in einer Art fortzuſetzen und beziehungsweiſe zu 
ergänzen ſei, daß die betheiligten Parteien zur Kenntniß des maßgebenden tech- 
niſchen Befundes gelangen, um ihnen die Möglichkeit zu bieten, ſich über ihre 
Bedenken zu beruhigen oder ihre Gegenbemerkungen vorzubringen. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Heinrich Hrdliezka in 
Böhmen den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanz⸗Miniſterium Ignaz 
Wagner tagjrei den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat zu Bergräthen und Vorſtänden von Salinenver⸗ 
walkungen ernannt: Für Hallein den Bergrath extra statum Anton Vogl und 
für Bochnia den Oberbergverwalter Moriz Poſtel. 

Der Finanzminiſter hat den Miniſterial⸗Viceſecretär Victor Wieſt zum 
Finanzrathe bei der Finanzdirection in Salzburg ernannt. 

Bau⸗ und Maſchineninſpectorats⸗Adjunctenſtelle bei der Hauptwerksver⸗ 
waltung in Przibram in der zehnten Rangsclaſſe, bis 7. Auguſt. (Amtsblatt 
Nr. 161.) 


Erledigungen. 


Conceptsprakticantenſtelle für den politiſchen Verwaltungsdienſt in Krain 
mit 500 fl. Adjutum, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 171.) 

Geldrechnungsführersſtelle im Status der k. k. Salinenverwaltungen mit 
dem Dienſtorte Iſchl in der neunten Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 1 
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73. 
Enntep pee anten fk bei der ſchleſiſchen Landesregierung mit 500 fl. 
Adjutum, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 
Landesſanitätsreferentenſtelle bei der mähriſchen Landesſtelle in der 
| jechsten Rangsclaſſe, bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 173.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


